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Gutscheine und Geldkarten

BMF gewährt Übergangsfrist bei

Sehr geehrte Mandantinnen und Mandanten,

allzu gern erklärt die Finanzverwaltung in einer Betriebsprüfung eine

komplette Buchführung als nicht ordnungsgemäß, nur weil kleinere

Mängel vorhanden sind. Dies ist aber nicht rechtens. Das wusste man

schon lange, nun ist es amtlich!

So hat das FG Münster mit Urteil vom 9.3.2021 (Az: 1 K 3085/17 E,

G, U) klargestellt, dass geringfügige Mängel der Kassenführung keine

über die konkrete Auswirkung dieser Mängel hinausgehen

Hinzuschätzungen rechtfertigen.

Im Streitfall waren an neun Tagen Kassenbewegungen lediglich

verspätet verbucht worden. Zudem waren an fünf Tagen Barumsätze

von insgesamt unter 100 Euro versehentlich nicht verbucht worden.

Es sind also in einem Prüfungszeitraum ca. 1.095 Kalendertagen an

insgesamt 14 Tagen Kleinigkeiten schief gelaufen.

Als Reaktion auf diese Kleinigkeiten wollte der Fiskus die

Buchführung komplett verwerfen. Der Prüfer begehrte dabei

Hinzuschätzungen auf das Dreifache (!) der erklärten Gewinne.

Erst das FG stoppte diesen Wahnsinn. So darf wegen der

festgestellten Mängel nicht direkt die ganze Buchführung verworfen

werden. Dies ergibt sich zum einen aus der geringen Häufigkeit der

Mängel im Verhältnis zu den gesamten Geschäftsvorfällen und zum

anderen aus der geringen Gewinnauswirkung von weniger als 100

Euro.

Die Lösung des Gerichts lautete daher wie folgt: Selbstverständlich

kommt es aufgrund der festgestellten Kassenprüfungsmängel zu

einer Hinzuschätzung, welche das Gericht auf 100 Euro begrenzte.

Damit kann man sicherlich leben.

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen eine informative Lektüre.

Mechthilde Teichmann

Bötzinger Str. 29a , 79111 Freiburg

Telefon: 0761/888552-0 | Telefax: 0761/888552-29

www.teichmann-steuerberatung.de

info@teichmann-steuerberatung.de
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Hinweis:

Die in diesem Mandantenbrief enthaltenen Beiträge sind nach bestem

Wissen und Kenntnisstand verfasst worden. Sie dienen nur der

allgemeinen Information und ersetzen keine qualifizierte Beratung in

konkreten Fällen. Eine Haftung für den Inhalt dieses

Informationsschreibens kann daher nicht übernommen werden.

Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig

ausgewählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass

dieser Service weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag

darstellt. Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine

Gewährleistung für die Richtigkeit oder Aktualität der hier

wiedergegebenen Informationen übernehmen.

Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie deshalb einen

Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine verbindliche

Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle

Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.11.

■
Umsatzsteuer

■
Lohnsteuer

■
Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 15.11. für den Eingang der

Zahlung.

15.11.

■
Gewerbesteuer

■
Grundsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 18.11. für den Eingang der

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der

Gemeinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um

Säumniszuschläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei

Tage vor dem Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge November 2021

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld

spätestens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig.

November Juli ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der

26.11.2021.

Einspruch: Rücknahme außerhalb der

Drei-Tages-Fiktion

Das Niedersächsische Finanzgericht (FG) hat – soweit ersichtlich – als

erstes Finanzgericht zu der Frage Stellung genommen, ob eine

Einspruchsrücknahme (§ 362 Absatz 1 Abgabenordnung – AO) auch

dann noch bis zum Ablauf des Tages des tatsächlichen Zugangs der

verbösernden Einspruchsentscheidung wirksam ist, wenn deren

Bekanntgabe nach Ablauf der Drei-Tages-Frist des § 122 Absatz 2 Nr.

1 AO erfolgt. Zuvor hatte der Bundesfinanzhof (BFH) bereits mit

Urteil vom 26.02.2002 (X R 44/00) entschieden, dass – bei Zugang

der verbösernden Einspruchsentscheidung innerhalb der

Drei-Tages-Bekanntgabefrist des § 122 Absatz 2 Nr. 1 AO – eine

vorherige Kenntnis des Inhalts unschädlich und Rücknahme des

Einspruchs noch bis zum Ablauf der Drei-Tages-Frist zulässig ist.

Im zugrunde liegenden Fall hatten die steuerlichen Berater des

Klägers – nach vorheriger Androhung einer Verböserung durch das

beklagte Finanzamt – den Einspruch am 22.10.2019 (Faxeingang

beim Finanzamt um 18.57 Uhr) zurückgenommen. Nachdem das

Finanzamt den Kläger auf die vermeintlich zuvor erfolgte

Bekanntgabe mit Ablauf des drittens Tages nach der Aufgabe zur

Post (21.10.2019) und die Unwirksamkeit der Rücknahme

hingewiesen hatte, erbrachten die steuerlichen Berater den

Nachweis, dass die Einspruchsentscheidung erst am 22.10.2019

tatsächlich in ihrem Büro eingegangen war. Der genaue Zeitpunkt

des Zugangs innerhalb des Tages konnte nicht festgestellt werden.

Das Finanzamt ging jedoch davon aus, dass der tatsächliche Zugang

der Einspruchsentscheidung jedenfalls vor dem Eingang der

Rücknahme erfolgt sein müsse und lehnte aufgrunddessen eine

Aufhebung der Einspruchsentscheidung ab. Selbst bei Wirksamkeit

der Rücknahme müsse die Einspruchsentscheidung bestehen bleiben,

denn hierin sei gleichzeitig eine ändernde Festsetzung nach § 173

Absatz 1 Nr. 1 AO zu sehen, die noch vor Ablauf der

Festsetzungsverjährungsfrist erfolgt sei.

Der Kläger vertrat dagegen die Auffassung, dass eine Rücknahme aus

Gleichbehandlungsgründen auch bei Bekanntgabe außerhalb der

Drei-Tages-Frist noch bis zum Ablauf des Zugangstages möglich sein

müsse. In der verbösernden Einspruchsentscheidung sei zugleich kein

Änderungsbescheid zu sehen. Ein solcher könne auch nicht mehr

ergehen, weil die reguläre Festsetzungsfrist bereits abgelaufen und

Festsetzungsverjährung nur wegen des zuvor noch laufenden

Einspruchsverfahrens noch nicht eingetreten sei (§ 171 Absatz 3a

AO).

Das FG Niedersachsen hat der Klage stattgegeben. Aus

teleologischen, gesetzessystematischen und letztlich auch

verfassungsrechtlichen Erwägungen heraus sei es geboten, § 362

Absatz 1 AO in Verbindung mit § 122 Absatz 2 AO so auszulegen,

dass eine Rücknahme des Einspruchs zur Vermeidung einer

verbösernden Einspruchsentscheidung auch dann noch bis zum

Ablauf des Bekanntgabetages wirksam ist, wenn der tatsächliche

Zugang außerhalb der Drei-Tages-Frist des § 122 Absatz 2 AO

erfolgt.
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Das FG geht davon aus, dass der Gesetzgeber in der Vorschrift des §

362 Absatz 1 AO, die die Rücknahme eines Einspruchs "bis zur

Bekanntgabe der Entscheidung über den Einspruch" ermöglicht, durch

die Bezugnahme auf den Zeitpunkt der Bekanntgabe den Ablauf des

Tages der Bekanntgabe gemeint hat und nicht den stunden-,

minuten- und sekundengenauen Zeitpunkt des tatsächlichen

Zugangs. Da die Verfahrensordnung ein Festhalten eines exakten

Zugangszeitpunktes nicht vorsieht und dieses von den Beteiligten

daher in der Regel auch nicht vorgenommen wird, würde eine andere

Auslegung im Übrigen letztlich immer darauf hinauslaufen, dass im

Konfliktfall eine Entscheidung über die Wirksamkeit der Rücknahme

mangels tatsächlicher Feststellungen zu einer Beweislastfrage würde.

Eine solche Gesetzesauslegung, die als Folge in der Rechtsanwendung

nicht praktisch handhabbar ist und – abgesehen von krassen

Ausnahmefällen – in Konfliktfällen nur zu Beweislastentscheidungen

führen kann, könne, so das FG, gerade auch angesichts des

Gesetzeszwecks des § 362 Absatz 1 AO nicht dem Willen des

Gesetzgebers entsprechen. Das FG hat schließlich ausgeschlossen,

dass eine verbösernde Einspruchsentscheidung gleichzeitig ein

Änderungsbescheid nach § 173 Absatz 1 Nr. 1 AO ist.

Es hat die Revision zugelassen, da die streitentscheidenden

Rechtsfragen noch nicht Gegenstand der Finanzrechtsprechung

gewesen sind. Das Aktenzeichen beim BFH lautet IX R 16/21.

Finanzgericht Niedersachsen, Gerichtsbescheid vom 03.05.2021, 9 K

168/20

Gutscheine und Geldkarten: BMF gewährt

Übergangsfrist bei

Die Abgrenzung zwischen Geldleistungen und Sachbezügen wurde

zum 01.01.2020 neu geregelt. Gutscheine und Geldkarten, die

ausschließlich zum Bezug von Waren oder Dienstleistungen

berechtigen, müssen laut Deutschem Steuerberaterverband (DStV),

um als Sachbezug eingestuft zu werden, seitdem bestimmte Kriterien

des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes (ZAG) erfüllen. Das

Bundesfinanzministerium gewähre nun nachträglich eine

Übergangsfrist bis Ende 2021.

Sachbezüge seien beliebte "Goodies" zum Gehalt, so der DStV.

Überstiegen sie monatlich nicht 44 Euro (ab 2022: 50 Euro), kämen

sie sogar steuerfrei daher. Umso mehr Unruhe sei in der Praxis

entstanden, als 2020 die gesetzlich modifizierte Regelung zur

Abgrenzung von Geldleistungen und Sachbezügen in Kraft getreten

sei. Danach heiße es für Gutscheine und Geldkarten, die

ausschließlich zum Bezug von Waren oder Dienstleistungen

berechtigen: Um als Sachbezug zu gelten und damit gegebenenfalls

von der Steuerfreiheit profitieren zu können, müssten sie die

Kriterien des § 2 Absatz 1 Nr. 10 ZAG erfüllen.

Was nun genau darunter zu verstehen war, blieb laut DStV lange

unklar und machte die Praxis zunehmend nervös. Der Verband habe

angesichts der Rechtsunsicherheiten eine

Nichtbeanstandungsregelung angeregt. Schließlich hätten sich die

Koalitionsfraktionen im Rahmen der Beratungen zum

Jahressteuergesetz 2020 für eine vorübergehende zeitliche

Nichtbeanstandungsregelung für so genannte Open-Loop-Karten

ausgesprochen. So hätten nicht zuletzt Kartenanbieter zur

Umstellung ihrer Produkte Zeit (BT-Drs. 19/25160, 139).

Das BMF sei der Einigung der Koalitionsfraktionen nachgekommen.

In einem Schreiben vom 13.04.2021 (IV C 5 - S 2334/19/10007 :002)

lege es fest, dass Gutscheine und Geldkarten erst ab dem 01.01.2022

die entsprechenden Voraussetzungen des ZAG erfüllen müssen, um

weiterhin als Sachbezug gelten zu können.

Dies gelte allerdings nur für solche Gutscheine und Geldkarten, die

ausschließlich zum Bezug von Waren oder Dienstleistungen

berechtigen, betont der DStV. Verfügen Karten zum Beispiel über

eine Barauszahlungsfunktion, könnten sie nicht von der

Übergangsregelung profitieren. Sie gölten stattdessen ab 2020 als

Geldleistung.

Deutscher Steuerberaterverband e.V., PM vom 03.05.2021



Schaufenster Steuern

6

Familie und

Kinder

Kein Pflegegeld bei länger als 28 Tage dauernder

stationärer Behandlung

Für die Dauer einer länger als 28 Tage dauernden stationären

Behandlung eines behinderten Kindes ist kein Pflegegeld zu gewähren.

Das hat das Sozialgericht (SG) Osnabrück entschieden.

Die Klägerin, ein 2008 geborenes Mädchen, leidet an Trisomie 21,

einer Darmerkrankung und einem angeborenen Herzfehler. Für sie

wurde der Pflegegrad 4 anerkannt, und sie bezog Pflegegeld für die

häusliche Pflege durch ihre Eltern. Von September 2017 bis August

2018 wurde das Mädchen in einem Herzzentrum stationär behandelt.

Für die ersten 28 Tage des Krankenhausaufenthaltes zahlte die

beklagte Pflegeversicherung Pflegegeld, für den Zeitraum darüber

hinaus nicht. Die Pflegekasse verwies darauf, dass Pflegegeld nur für

28 Tage gezahlt werden, weil danach von Gesetzes wegen das Ruhen

angeordnet sei (§ 34 Absatz 2 Satz 2 sozialgesetzbuch XI – SGB XI).

Demgegenüber hat das durch seine Eltern vertretene Mädchen im

Klageverfahren geltend gemacht, wegen der Komplexität seiner

Erkrankung und der erwarteten Spenderherzoperation sei eine

ständige Präsenz der pflegenden Eltern erforderlich gewesen. Die

gesetzliche Regelung würdige individuelle Umstände nicht. Faktisch

hätten seine Eltern die eigentlich dem Krankenhaus obliegende Pflege

übernommen.

Das SG Osnabrück hat dagegen die Entscheidung der Pflegekasse

bestätigt, da die Regelung des § 34 Absatz 2 Satz 2 SGB XI

anzuwenden sei. Hiernach werde Pflegegeld nur für vier Wochen eines

stationären Krankenhausaufenthalts gezahlt; dann ruhe der Anspruch.

Das Gericht hat darauf hingewiesen, dass nach dem Willen des

Gesetzgebers so eine Doppelzahlung vermieden werden solle. Denn

ein objektiver Pflegebedarf an häuslicher Pflege bestehe nicht parallel

bei stationärer Versorgung. Würde also – über die vier Wochen hinaus

– während des Krankenhausaufenthaltes Pflegegeld gezahlt, käme es

zumindest finanziell zu einer doppelten Leistung. Individuelle

Umstände berücksichtigt das Gesetz nicht. Das gilt nach der Ansicht

des Gerichts auch dann, wenn wie im zu entscheidenden Fall

nachvollziehbar ist, dass eine Präsenz der Pflegeperson bei dem

Pflegebedürftigen notwendig ist. Auch eine Minderjährigkeit,

Behinderung des Pflegebedürftigen oder ein langer

Krankenhausaufenthalt führten zu keiner anderen Einschätzung.

Anders als die Klägerin ist das SG davon ausgegangen, dass auch der

Weg einer analogen Rechtsanwendung versperrt ist. Denn durch die

ausdrückliche Regelung des § 34 Absatz 2 S. 2 SGB XI bestehe die

dafür erforderliche Regelungslücke gerade nicht.

Sozialgericht Osnabrück, Urteil vom 07.09.2021, S 14 P 16/19, noch

nicht rechtskräftig

Vaterschaftsanerkennung bei persönlichen

Beziehungen zwischen Vater und Kind nicht

rechtsmissbräuchlich

Die Anerkennung der Vaterschaft eines nichtdeutschen Kindes durch

einen Vater deutscher Staatsangehörigkeit erfolgt "nicht gezielt

gerade zu dem Zweck", die aufenthaltsrechtlichen Voraussetzungen

für Einreise und Aufenthalt zu schaffen, wenn sie auch der

Begründung, Fortsetzung oder Vertiefung einer

Eltern-Kind-Beziehung dient. Das hat das Bundesverwaltungsgericht

(BVerwG) entschieden.

Der Kläger ist deutscher Staatsangehöriger und Beamter im Dienst

des Auswärtigen Amtes, der an verschiedenen Botschaften

eingesetzt war. Er ist im Rechtssinne Vater von neun Kindern, deren

leiblicher Vater er nach seinen Angaben ist. Drei dieser Kinder sind

aus der Ehe mit einer japanischen Staatsangehörigen

hervorgegangen. Bei sechs weiteren Kindern aus verschiedenen

Beziehungen, mit denen er teils zusammenlebt oder denen er

Unterhalt gewährt, hat er die Vaterschaft anerkannt. Während

seines Dienstes in Kamerun lernte er den 2001 geborenen Sohn einer

kamerunischen Staatsangehörigen kennen. Ende 2016 erkannte er

dessen Vaterschaft notariell an. Die Botschaft der Bundesrepublik

Deutschland in Kamerun lehnte es in der Folgezeit ab, die

Zustimmungserklärung der Mutter zur Vaterschaftsanerkennung zu

beurkunden, und stellte mit dem angefochtenen Bescheid vom April

2018 fest, dass diese Zustimmungserklärung missbräuchlich sei (§

85a Aufenthaltsgesetz in Verbindung § 1597a Bürgerliches

Gesetzbuch – BGB).
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Die hiergegen gerichtete Klage hat das Verwaltungsgericht

abgewiesen. Das Oberverwaltungsgericht (OVG) hat der Berufung des

Klägers stattgegeben, weil die Vaterschaftsanerkennung nicht

missbräuchlich (§ 1597a Absatz 1 BGB) sei. Nicht zuletzt aus

verfassungsrechtlichen Gründen sei ein enges Verständnis einer

"missbräuchlichen" Vaterschaftsanerkennung geboten; eine solche

liege nur vor, wenn der alleinige Zweck der Anerkennung darin

bestehe, die rechtlichen Voraussetzungen für eine ansonsten

verwehrte Einreise beziehungsweise einen ansonsten verwehrten

Aufenthalt zu schaffen. Anhaltspunkte, die im Fall für eine rein

aufenthaltsrechtlich motivierte Vaterschaftsanerkennung durch den

Kläger sprechen könnten, seien durch gewichtige Umstände, unter

anderem das Bestehen persönlicher Bindungen, entkräftet. Mit ihrer

Revision hat die Bundesrepublik Deutschland geltend gemacht, für die

Annahme einer "missbräuchlichen", auf die aufenthaltsrechtlichen

Folgen gerichteten Vaterschaftsanerkennung sei ausreichend, dass der

aufenthaltsrechtliche Zweck ein prägender sei.

Das BVerwG hat die Revision zurückgewiesen. Die Anerkennung der

Vaterschaft eines minderjährigen Kindes nichtdeutscher

Staatsangehörigkeit durch einen deutschen Staatsangehörigen zeitige

zwangsläufig (auch) aufenthaltsrechtliche Wirkungen. Diese dürfe ein

die Vaterschaft Anerkennender auch wollen und bezwecken. Im Sinne

des § 1597a Absatz 1 BGB "nicht gezielt gerade zu dem Zweck"

solcher aufenthaltsrechtlichen Wirkungen erfolge eine

Vaterschaftsanerkennung jedenfalls dann, wenn mit ihr ein über die

aufenthaltsrechtlichen Wirkungen hinausgehender, rechtlich

anzuerkennender Zweck verfolgt wird. Dieser Zweck müsse auf die

Begründung, Fortsetzung oder Vertiefung einer Eltern-Kind-Beziehung

bezogen sein. Aus der Vaterschaftsanerkennung resultierende Rechte

und Pflichten müsse der Anerkennende auch tatsächlich wahrnehmen

("leben") wollen.

Das konkrete Maß der tatsächlichen Wahrnehmung hat laut BVerwG

die Vielfalt grundrechtlich geschützter Möglichkeiten zu

berücksichtigen, Eltern-Kind-Beziehungen autonom und

weitestgehend frei von staatlichen Vorgaben auszugestalten; es gebe

kein staatlich vorgeprägtes Bild eines Eltern-Kind-Verhältnisses. Ein

solches, auch erst anzustrebendes Verhältnis umfasse indes

notwendig auch Elemente von elterlicher Verantwortung, ohne dass

diese in allen Dimensionen wahrgenommen werden muss. Eine

häusliche Gemeinschaft sei nicht erforderlich; auch eine

geistig-emotionale Nähebeziehung könne ausreichen. Ob diese

Voraussetzungen gegeben sind, habe die Ausländerbehörde aufgrund

einer umfassenden Würdigung der Umstände des konkreten

Einzelfalles zu beurteilen.

Nach diesen Grundsätzen habe das OVG im Ergebnis zutreffend

verfahrensfehlerfrei die Fortführung und Vertiefung einer

Eltern-Kind-Beziehung im Bundesgebiet als Zweck der

Vaterschaftsanerkennung gesehen.

Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 24.06.2021, BVerwG 1 C

30.20

Kindergeld: Anspruch auch für krankes

ausbildungswilliges Kind

Ein Anspruch auf Zahlung von Kindergeld besteht nach § 32 Absatz 4

Satz 1 Nr. 2c Einkommensteuergesetz (EStG) auch dann, wenn ein

Kind krankheitsbedingt eine begonnene Berufsausbildung abbricht,

sich infolge der Erkrankung nicht um einen neuen Ausbildungsplatz

bemühen kann, aber ausbildungswillig ist. Dies hat das Finanzgericht

(FG) Schleswig-Holstein entschieden.

In dem Urteil heißt es, dass ein Kind sowohl das subjektive als auch

das objektive Tatbestandsmerkmal des § 32 Absatz 4 Satz 1 Nr.2c

EStG erfüllt, wenn es krankheitsbedingt eine begonnene

Berufsausbildung abbricht, sich infolge der Erkrankung nicht um

einen neuen Ausbildungsplatz bemühen kann, aber ausbildungswillig

ist.

Auf die von der Familienkasse eingelegte

Nichtzulassungsbeschwerde hat der Bundesfinanzhof (BFH) die

Revision zugelassen. Das Revisionsverfahren ist beim BFH unter dem

Aktenzeichen III R 52/20 anhängig.

Finanzgericht Schleswig-Holstein, Urteil vom 06.01.2020, 2 K 91/19,

nicht rechtskräftig
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